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Irina Vana

Zur Durchsetzung von Berufskonzepten durch

die öffentliche Arbeitsmarktverwaltung 

(Österreich 1918–1938)1

Abstract: How Public Labour Offices Implanted Vocational Concepts (Austria, 
1918–1938).
This article examines how public labour offices in Austria contributed to the 
normalisation and/or formalising of vocations. It asks how meanings and 
functions of vocation varied within the area of public labour administra-
tion. In examining how both the unemployed and job seekers found work, 
the author aims to reconstruct the hierarchical relations between vocation 
and other ways of making a living as these were established by public labour 
offices. It is argued that such labour offices helped to develop vocational long-
term employment while at the same time stimulating new practices of cas-
ual labour.
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Die Fragestellung

Der Beruf gilt insbesondere in den deutschsprachigen Gebieten Europas als tragen-
des Element der im Zuge des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts neu etablierten 
Sozial- und Arbeitsmarktsysteme.2 Er wird in der Literatur als ein Faktor ungleicher 
Zugänge zu sozialer Absicherung und ungleicher Arbeitsmarktchancen analysiert.3 
Für die öffentliche Arbeitsvermittlung wird der Beruf, neben territorialen Prinzi-
pien wie der Zugehörigkeit Arbeitssuchender zu einer Gemeinde, als wichtigstes 
Organisationsprinzip genannt.4 Zum Zweck der Vermittlung wurden „Arbeitssu-
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chende nach Berufsklassen, -gruppen und -sparten in Evidenz […] gehalten“. Stel-
lensuchende sollten so „unentgeltlich möglichst rasch und reibungslos einer geeig-
neten Arbeit“5 zugeführt werden. Speziell die „Berufserfahrung“ und „Qualifika-
tion“ Arbeitssuchender werden von Historikerinnen und Historikern6 wie auch in 
zeitgenössischen Schriften7 als Kriterien der Differenzierung zwischen Arbeitssu-
chenden und wichtiges Merkmal für die Verwaltung von Arbeitskräften hervorge-
hoben. Beruf gilt in diesem Sinn aber auch als ein „persönliches Merkmal“8 von 
Erwerbstätigen, das durch eine spezifische Ausbildung, Betriebseinbindung und 
Arbeitsorganisation herausgebildet werden konnte.9

Aber nicht jeder Erwerb war als Beruf anerkannt,10 und nicht jede/r Erwerbstä-
tige verstand sich selbst als einer Berufsgruppe zugehörig. Dennoch werden die Fra-
gen, was einen Beruf auszeichnete, welche Tätigkeiten als Berufe anerkannt waren 
oder für wen Beruf in welchem Zusammenhang von Bedeutung war, in Studien zu 
Arbeitsvermittlung und Arbeitssuche oft vernachlässigt. Beruf wird in diesen Stu-
dien zumeist als ein gegebener Faktor sozialer Positionierung und Orientierung am 
Arbeitsmarkt neben anderen Faktoren wie Alter oder Geschlecht analysiert.11 Damit 
geht der Blick dafür verloren, dass Berufe ganz spezifische, historisch, kulturell und 
sozial in unterschiedlicher Weise geprägte Praktiken charakterisieren. Welche diese 
waren, und welche anderen Praktiken kein Beruf sein konnten, ist nachzuvollzie-
hen, indem wir die Auseinandersetzungen um die Bewertung von Praktiken rekon-
struieren.12 An der Ausdifferenzierung von Berufen gegenüber anderen Lebensun-
terhalten hatten auch die öffentlichen Einrichtungen der Arbeitsvermittlung Anteil.

Im Folgenden gehe ich der Frage nach, welche Vorstellungen und Praktiken von 
Beruf sich im Kontext der öffentlichen Arbeitsvermittlung im Österreich der Zwi-
schenkriegszeit durchsetzen konnten: Wie trug die öffentliche Arbeitsmarktverwal-
tung zur Ausdifferenzierung von Berufen gegenüber anderen Lebensunterhalten 
bei? Um dies zu beantworten, habe ich die möglichen Gebrauchsweisen öffentli-
cher Arbeitsämter durch Personen, die auf unterschiedlichste Weise ihren Lebens-
unterhalt organisierten und sich entsprechend unterschiedlich zu Berufen positio-
nierten, rekonstruiert. Basis dieser Analyse sind autobiographische Texte und Inter-
views, in denen über Lebensunterhalte, Arbeitsannahme und Arbeitssuche berichtet 
wird. Ziel ist es nicht, unterschiedliche Berufsgruppen am Arbeitsmarkt zu veror-
ten, sondern herauszuarbeiten, wie „der Beruf “ Unterschiedliches bezeichnete, wel-
che Tätigkeiten im Kontext der öffentlichen Arbeitsmarkverwaltung als Beruf aner-
kannt waren und in welcher Form und für wen damit Beruf und Berufszugehörig-
keit wichtig werden konnten.

Zunächst stelle ich anhand offizieller Stellungnahmen von Expertinnen und 
Experten der Arbeitsmarktverwaltung die Auseinandersetzungen um die Funk-
tionen von Beruf für die Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenverwaltung dar. 
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Anschließend fokussiere ich auf die Vorstellungen von Beruf und die damit verbun-
denen Praktiken von Arbeitssuchenden und Erwerbslosen, wie sie in autobiogra-
phischen Texten angesprochen werden. Ich frage, welche Funktion und Rolle Beruf 
dabei jeweils hatte und inwieweit die öffentliche Arbeitsvermittlung Einfluss auf die 
Herausbildung eines spezifischen Berufsverständnisses wie auch auf die Möglich-
keiten hatte, nach diesem Berufsverständnis zu arbeiten und zu leben. 

Die Organisation der Arbeitsvermittlung

Beruf als Organisations- und Klassifikationskriterium

Die ersten öffentlichen Arbeitsnachweise, die auf dem Gebiet der späteren Repu-
blik Österreich um 1890 etabliert wurden, waren als allgemeine Vermittlungsein-
richtungen konzipiert. Als solche sollten sie „überall […] Arbeitsmöglichkeiten im 
Rahmen der vorhandenen Arbeitsgelegenheiten herbeiführen.“13 Durch eine umfas-
sende Erfassung von Arbeitsangeboten und -nachfrage hofften Expertinnen und 
Experten, einen branchenspezifischen und regionalen Ausgleich von Arbeitskräf-
ten zu befördern.14 Damit sollte unfreiwilliger Arbeitslosigkeit und langen Perio-
den der Arbeitssuche entgegengewirkt werden. Arbeitslosigkeit wurde, wie es Béné-
dicte Zimmermann am Beispiel Deutschlands beschreibt, als ein „berufsübergrei-
fendes“15, nationales Problem neu bestimmt. Die Unterscheidung nach Berufen war 
in diesem Zusammenhang vor allem als Element der „rein technischen Arbeit“16 des 
Arbeitsnachweises wichtig: Berufsschemata sollten den Arbeitsmarkt umfassend 
abbilden,17 indem sie die Fertigkeiten von Person bezeichneten, vergleichbar und 
erfassbar machten. Auch jene Tätigkeiten, die – wie Hilfsarbeiten – nicht durch spe-
zifiziertes Wissen charakterisiert waren, sollten im zu entwerfenden Berufsschema 
enthalten sein. Sie stellten laut Expertinnen und Experten „einen möglichen, und 
als solchen zu bezeichnenden Beruf “18 dar. In der Praxis der Arbeitsvermittlungs-
ämter ersetzte die Bezeichnung Hilfsarbeiter/Hilfsarbeiterin daher zum einen die 
Zuordnung zu einem Beruf. Zum anderen wurden die so bezeichneten Arbeitssu-
chenden zugleich einem Berufsfeld zugezählt. Die Zuordnung registrierter Arbeits-
suchender zu Berufen war mithin keineswegs eindeutig. Ein und dieselbe Berufsbe-
zeichnung bezog sich zum Teil auf ganz „verschiedene Kategorien von Arbeitern.“19 
Besonders jene Tätigkeitsfelder, in denen die Ausbildungswege nicht konkret festge-
legt waren,20 konnten schwer in das Berufsschema eingepasst werden.21 Arbeitssu-
chende, die „je nach der Jahreszeit oder den Witterungsverhältnissen und der Lage 
der Industrie“22 ihr Tätigkeitsfeld änderten, wurden oft mit wechselnden Berufen 
oder mit der Kategorie „ohne Beruf “ erfasst.
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Kritik an dem umfassenden Berufskonzept der öffentlichen Arbeitsvermitt-
lung wurde sowohl von gewerkschaftlichen Vermittlungen als auch von Arbeitge-
bervertretungen23 geübt. Diese versuchten ein jeweils spezialisiertes Arbeitsange-
bot zu verwalten. ‚Beruf ’ war demnach für beide kein verallgemeinerbares, son-
dern ein spezifisches Kriterium, das für die jeweiligen Vermittlungsämter konstitu-
tiv war. Beispielsweise bemerkte der Vertreter der Unternehmer der Metallindustrie, 
Dr. Sudeck, bei der Konferenz der allgemeinen Arbeitsvermittlungsanstalten 1909:

„Überhaupt kranken die öffentlichen Arbeitsvermittlungsanstalten Großteils 
daran, daß sie Arbeiter jeder Kategorie vermitteln, heute Metallarbeiter, mor-
gen Lederarbeiter, […] Infolge dessen ist der abfertigende Beamte nicht in 
der Lage, sich im Laufe der Zeit jene Kenntnisse anzueignen, welche für eine 
vorteilhafte Vermittlung einer Stelle notwendig sind.“24

Nach dem Ersten Weltkrieg wurden Differenzierungen nach Berufen auch in der 
Organisation der öffentlichen Arbeitsvermittlung verstärkt eingeführt. Fachspezi-
fische Arbeitsnachweise ergänzten fortan in großen Städten das Angebot der allge-
meinen Arbeitsnachweise. Erstere waren ehemals von Gewerkschaften oder Unter-
nehmerverbänden betriebene Vermittlungen, die im Zuge des Ausbaus der öffentli-
chen Arbeitsvermittlung nach dem Ersten Weltkrieg bei paritätischer Führung mit 
behördlichen Aufgaben betraut und zu öffentlichen Arbeitsämtern ernannt wor-
den waren.25 Dort, wo fachspezifische, öffentliche Arbeitsämter eingerichtet wurden 
(insbesondere in Wien), übernahmen die allgemeinen Arbeitsämter fortan die Ver-
mittlung ungelernter Arbeiter/innen.26

Durch fachspezifische Ämter sollten  – entsprechend der von Vertretungen 
der Arbeiter und Arbeiterinnen bereits 1909 formulierten Vorstellungen  – die 
„geschulte[n] Kräfte beisammen“27 gehalten und verstärkt nach fachlichen Gesichts-
punkten beraten werden.28 Von den Beamtinnen und Beamten wurde gefordert, 
„bis ins Detail“29 über Branchenspezifika und Berufseigenheiten informiert zu 
sein, um die Persönlichkeit der Bewerberinnen und Bewerber bei der Vermittlung 
stärker berücksichtigen zu können. Zudem sollten durch die gesonderte Vermitt-
lung von „einfachen Berufsgruppen“30 und qualifizierten Arbeiter/innen31 öffentli-
che Arbeitsnachweise für Facharbeiter/innen attraktiver werden. Die gemeinsame 
Berufszugehörigkeit, so wurde argumentiert, schaffe „unter den Arbeitssuchen-
den eine günstige psychologische Atmosphäre“.32 Im Gegensatz zu den fachspezi-
fischen Arbeitsämtern wurde für allgemeine Arbeitsämter Dezentralisierung gefor-
dert. Die dort registrierten Arbeiter/innen, so wurde argumentiert, seien vornehm-
lich „Arbeitskräfte, die der Arbeitgeber überall erhalten kann und daher möglichst 
schnell bekommen will.“33
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Die Unterscheidung zwischen Facharbeitern und Facharbeiterinnen einerseits 
und ungelernten Arbeiterinnen und Arbeitern andererseits wurde damit für die 
Verwaltungsstruktur der Arbeitsämter zunehmend wichtig. Sie wurde als Diffe-
renz zwischen den männlichen und weiblichen Trägern von ‚Berufen’ und anderen 
Erwerbstätigen gedacht. In offiziellen Schriften der Arbeitsmarktverwaltung hieß 
es entsprechend, dass es für ungelernte Arbeiter/innen “selten einen Beruf im ide-
alen Sinne“34 gäbe. Sie würden im Gegensatz zu Facharbeitern und Facharbeiterin-
nen „eine deutliche Unlust, sich irgendwo gesellschaftlich einzufügen“, entwickeln 
und zögen „das schmutzige Dasein mit dem gelegentlichen Verdienst eines Hilfsar-
beiters einer Lehre mit ihrer regelmäßigen Arbeit und dem kleineren Lohn vor.“35 
Vermittler/innen unterschieden zwischen dem „Broterwerb“36 und der „Berufsar-
beit“. Die Berufsarbeit als eine den persönlichen Eignungen, Neigungen37 und der 
Ausbildung entsprechende Arbeit sollte den Berufsträgern „einen günstigen und 
auch innerlich befriedigenden Wirkungskreis“38 bieten und zugleich gesellschaft-
lich nutzbringend umgesetzt werden. Als Aufgabe der Arbeitsvermittlung wurde 
es angesehen, Arbeitssuchende in „entsprechende Berufe“ zu vermitteln und durch 
Nachschulungen oder Berufsorientierung den Beruf zu befördern.

In der Arbeitsvermittlung kamen demnach unterschiedliche Vorstellungen von 
Beruf zum Tragen. Einerseits galt der Beruf als ein Ordnungsprinzip des Arbeits-
marktes, in dem unterschiedliche Berufe innerhalb eines Vermittlungsschemas 
scheinbar gleichwertig nebeneinander existierten. Andererseits funktionierte der 
Beruf als ein Distinktionsmerkmal zwischen Arbeitssuchenden, das unterschied-
liche gesellschaftliche Positionen bezeichnete, unterschiedliche Vermittlungsmög-
lichkeiten bedingte und – wie nun genauer ausgeführt wird – einen unterschiedli-
chen Zugang zu erwerbsbezogenen Unterstützungsleistungen mit sich brachte.

Beruf als Kriterium sozialpolitischer Ansprüche

Österreich war eines der ersten Länder,39 das mit dem Arbeitslosenversicherungs-
gesetz (AlVG) von 1920 die Möglichkeit zum Bezug von Arbeitslosengeld auf eine 
bundesweit gültige, gesetzliche Ebene stellte.40 Die öffentlichen Arbeitsämter wurden 
mit der Verwaltung und Kontrolle des Arbeitslosengeldes beauftragt. Nunmehr hat-
ten erwerbslose, arbeitsfähige und arbeitswillige Personen, die in einem dauerhaf-
ten, versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis gestanden hatten und keine 
„entsprechende“ Beschäftigung finden konnten,41 bei Meldung am Amt (aufgrund 
der früher geleisteten Beiträge) das Recht, finanziell unterstützt zu werden. Nach 
dem Gesetz wurden demnach Arbeitslose und Personen, die aufgrund diskontinu-
ierlicher Erwerbs- und Beschäftigungsgewohnheiten42 momentan keine Beschäf-
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tigung hatten, unterschieden. Zugleich wurden Arbeitslose aufgrund der Bestim-
mung über die Zuweisung „entsprechender“ Arbeiten nach Berufs- und Branchen-
zugehörigkeiten unterschieden.

Die Berufszugehörigkeit war mithin ein wichtiges Kriterium des Zugangs zu sozi-
alpolitischen Ansprüchen.43 Über sie wurden Unterstützungsansprüche von Fachar-
beitern und Facharbeiterinnen und ungelernten Arbeiterinnen und Arbeitern vari-
iert und Ansprüche nach unterschiedlichen Berufsgruppen differenziert. Gelernten 
Arbeiterinnen und Arbeitern, die vor dem Arbeitslosengeldbezug in ihrem Beruf 
tätig gewesen waren, war es aufgrund der Zuweisungsbestimmungen möglich, län-
ger auf eine ihren Erfahrungen und ihrer Ausbildung entsprechende Stelle zu war-
ten.44 Ungelernte Arbeiterinnen und Arbeiter hingegen mussten jede ihnen zugewie-
sene Arbeit annehmen, wollten sie die Arbeitslosenunterstützung nicht verlieren.45

Gemäß der in einem bestimmten Beruf zu erwartenden Arbeitsgelegenheiten 
wurde auch festgelegt, welche Arbeiten männlichen und weiblichen Arbeitslosen-
geldbeziehern zumutbar waren. Leopold Eglau, ein Zimmerpolier aus Wien, wurde 
beispielsweise die Unterstützung entzogen, da er sich nach Feststellung des Arbeits-
amtes geweigert hatte, eine ihm zugewiesene Gehilfenarbeit anzunehmen, wobei es, 
wie der Beamte des Arbeitsamtes argumentierte, „in den gegenwärtigen Verhältnis-
sen keine Schande für einen Polier wäre, Gehilfenarbeiten zu verrichten“.46

Vom Bezug der Arbeitslosenunterstützung gänzlich ausgeschlossen waren 
„Hauspersonal“, „land- und forstwirtschaftliche Arbeiter/innen und Angestellte“, 
„berufsmäßig bei mehreren Arbeitgeber/innen Beschäftigte“ (Markthelfer, Gepäck-
träger und Zeitungsverkäufer), „vorübergehend Aushilfsbeschäftigte“ (wie Schnee-
schaufler und Aushilfsschreibkräfte) sowie Personen, die im Betrieb naher Familien-
angehöriger beschäftigt waren.47 Ein Argument, diese Personen nicht in die Arbeits-
losenversicherung einzubeziehen, war auch, dass in den genannten Fällen die Frage 
der Arbeitskräfteauswahl nicht durch Bezug auf berufliche Qualifikationen beant-
wortet werden konnte.48 Hausgehilfinnen, Knechte und Mägde sowie Familienange-
hörige galten eher als „Mitwohnende“49 denn als Beschäftigte und sollten als solche 
primär über den Haushalt, in dem sie lebten und arbeiteten, abgesichert sein.

Die hier angesprochenen Differenzierungen der öffentlichen Unterstützung für 
Erwerbslose beeinflussten deren Gebrauchsweisen von Arbeitsämtern und präg-
ten deren unterschiedliche Bewertungen diverser Lebensunterhalte. Wie und ob 
jemand nach Arbeit suchte, war zudem von der Art der Tätigkeiten, die gesucht 
wurden, abhängig50 oder von der Erwartungshaltung gegenüber dem Amt als Ver-
mittlungsinstitution. Im Folgenden will ich durch einen systematischen Vergleich 
unterschiedlicher autobiographischer Stellungnahmen explizieren, welche unter-
schiedlichen Vorstellungen von Beruf(en) und Erwerbsarbeiten sich im Kontext der 
öffentlichen Arbeitsvermittlung durchsetzen konnten.
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Der Beruf der Arbeitslosen und Arbeitssuchenden

‚Beruf ‘ war kein einheitliches Konzept, sondern bezeichnete diverse Arbeiten, 
Lebensunterhalte oder auch soziale Positionen. Die unterschiedlichen Bedeutun-
gen von Berufen und die verschiedenen Möglichkeiten, sich einen Beruf anzueig-
nen und zu leben, werden beispielsweise in autobiographischen Aufzeichnungen 
thematisiert. Anhand der möglichen Gebrauchsweisen von Arbeitsämtern kann 
dargestellt werden, ob und in welcher Form Beruf zur Bewertung unterschiedli-
cher Lebensunterhalte im Kontext der öffentlichen Arbeitsvermittlung wichtig war 
und wie die Arbeitsmarktverwaltung auf die Differenzierung zwischen möglichen 
Lebensunterhalten Arbeitssuchender Einfluss nahm.51

Insgesamt habe ich 67 autobiographische Texte und Interviews in den Ver-
gleich einbezogen. Sie bilden ein möglichst kontrastreiches Spektrum von Arbeits-
suche und -annahme sowie der Organisation von Lebensunterhalten. Für den Ver-
gleich wurden alle Texte nach einem einheitlichen Schema erfasst,52 das Fragen 
nach der Arbeitssuche, den Lebensunterhalten, der Ausbildung, den Arbeitsstätten, 
der Arbeitslosigkeit, der Herkunftsfamilie, dem Wohnen, Geschlecht und der Her-
kunftsregion umfasst. Zudem wurden einige biographische Informationen (auch 
über die Zeit nach 1938) in die Analyse mit einbezogen und Textmerkmale wie das 
Entstehungsdatum, die Wortwahl der Autorinnen und Autoren und im Text expli-
zit genannte Erzählmotive im Vergleich berücksichtigt.53 Durch die Analyse der ver-
schiedenen Erzählweisen der Autobiograph/inn/en – was in welcher Weise erzählt 
wird – wird deutlich, wie sie sich gegenüber anderen und gegenüber Arbeitsämtern 
positionieren54 und in welcher Weise ihre Erzählungen für je spezifische Verständ-
nisse von Berufen charakteristisch sind, wie Sigrid Wadauer argumentiert.55 Auf-
grund der Kontraste zu anderen Schreib- und Erzählweisen, die durch den Ver-
gleich inhaltlich beschrieben werden, kann geprüft werden, welchen Darstellungs-
logiken ein Text folgt und in welchen Zusammenhängen er plausibel wird.56 Zu 
diesem Zweck wurden die autobiographischen Texte und Interviews mittels eines 
Verfahrens der geometrischen Datenanalyse systematisch verglichen.57 Ergebnis der 
Analyse ist ein Modell der möglichen Gebrauchsweisen von Arbeitsämtern.58 Durch 
das Verfahren werden Un/Ähnlichkeiten zwischen den Texten in Distanzen zwi-
schen Punkten zweier homologer, mehrdimensionaler Punktwolken  – die Wolke 
der Beobachtungseinheiten einerseits, und die Wolke der sie beschreibenden Merk-
male andererseits – übersetzt und als solche graphisch darstellbar. Je ähnlicher sich 
Texte und deren konstruierte Merkmale sind, umso näher liegen die entsprechen-
den Punkte in den Punktwolken beieinander; je unähnlicher, umso weiter sind diese 
voneinander entfernt.
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Abb. 1: Gebrauchsweisen von Arbeitsämtern (zweidimensionale Annäherung)59

Die Dimensionen bezeichnen jeweils ein eigenes, lineares Differenzierungs- und 
Kontrastprinzip des durch die Punktwolken dargestellten Raumes möglicher 
Gebrauchsweisen öffentlicher Arbeitsämter. Ein solches Differenzierungs- und 
Kontrastprinzip ist daher das Prinzip der Verteilung der Modalitäten und Beob-
achtungseinheiten entlang der jeweiligen Dimension.60 Der systematische Vergleich 
der unterschiedlichen Texte bietet somit die Möglichkeit zur „kontextspezifischen“61 
Analyse unterschiedlicher Gebrauchsweisen der Arbeitsämter. 

Inhaltlich fasse ich die Struktur einer Dimensionen, die formal Variation und 
Kontrast ist,62 zunächst einmal als Kontrast zwischen einer dominanten Orientie-
rung an der normgebenden Referenz des eindimensionalen Kontextes (einem posi-
tiven Bezug auf diese Referenz) und einem negativen Bezug auf diese (eine domi-
nierte Orientierung). Im Zentrum der einzelnen Dimensionen, also in der Nähe 
der Schwerpunkte beider Punktwolken, schlägt die Orientierung zwischen positi-
vem und negativem Bezug auf die normgebende Referenz um. Dominanz zeich-
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net sich mithin durch die vor allem positive Referenz auf im spezifischen Kontext 
anerkannte Normen und Werte aus, welche durch bestimmte Praktiken konstituiert 
und affirmiert werden. Die dominierten Eigenschaften und Tätigkeiten konstituie-
ren dagegen einen „heteronormen Pol“,63 der sich gleichermaßen durch Mangel an 
und Ablehnung von der dominanten, normgebenden Referenz auszeichnet. 

Auf jede Dimension der Punktwolken entfällt ein bestimmter Anteil von deren 
Gesamtvarianz: der höchste Anteil auf die erste Dimension, der zweithöchste auf 
die zweite, usw.64 Die beiden ersten Dimensionen der Punktwolken, die ich im Fol-
genden genauer beschreiben werde, bieten daher die bestmögliche zweidimensio-
nale Annäherung an die Gesamtstruktur jeder der beiden, homologen mehrdimen-
sionalen Punktwolken.65 Jede Dimension des Raums wird durch eine Achse reprä-
sentiert,66 die durch den Schwerpunkt der Punktwolken verläuft (Abb. 1.) und die 
auf allen anderen Dimensionen senkrecht steht. Diese spannen gemeinsam einen 
hierarchisch strukturierten zweidimensionalen Raum auf, welcher die Synthese der 
beiden ersten Dimensionen darstellt. Die Positionen der Merkmale und Beobach-
tungseinheiten in diesem Raum ergeben sich durch die gemeinsame Wirkung bei-
der Dimensionen.

Die im Folgenden beschriebene zweidimensionale Annäherung an die Gesamt-
struktur der möglichen Gebrauchsweisen öffentlicher Arbeitsämter basiert mithin 
auf der Interpretation der beiden wichtigsten eindimensionalen Variations- und 
Kontrastprinzipien. Die erste Dimension (Abb. 1, vertikale Achse) der durch das 
Sample erfassten Gebrauchsweisen der Arbeitsämter beschreibt mögliche Arten der 
Arbeit im Österreich der Zwischenkriegszeit. Kontrastiert finden sich hier sozial- 
und arbeitsrechtlich unterschiedlich ausgestaltete Arbeiten. Die normgebende Refe-
renz bilden (in dem oben beschriebenen Sinn) in diesen Zusammenhang versiche-
rungspflichtige, beruflich und betrieblich organisierte, als männlich charakterisierte 
Beschäftigungen. Von dieser dominanten Referenz unterscheiden sich Arbeiten, die 
zum Teil nicht eindeutig als Arbeitsverhältnisse anerkannt waren oder aber in ande-
rer Weise organisiert waren. Das waren einerseits Mithilfen im Haushalt oder in der 
Landwirtschaft und Dienste, andererseits die Arbeiten von Beamten oder Bauern 
und Bäuerinnen, die in dieser Arbeit Alternativen zu qualifizierter unselbständi-
ger Beschäftigung hatten. Beruf als Merkmal der Differenzierung unterschiedlicher 
Arbeiten charakterisiert eine Orientierung auf Arbeiten, die sozial- und arbeits-
rechtliche Sicherheiten boten.

Die zweitwichtigste Dimension (Abb. 1, horizontale Achse) beschreibt Haus-
halte. Diese sind durch unterschiedliche zu erbringende oder empfangene Sorge-
leistungen der unterschiedlichen Haushaltsmitglieder – Versorgung, Umsorge, Vor-
sorge und Fürsorge – und die sich daraus ergebenden Positionen der einzelnen Mit-
glieder  – als Kind, Dienstbotinnen, Haushaltsführende, Mitlebende  – charakteri-
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siert. Die dominante Weise des Zusammenlebens konstituiert in dem Spektrum 
eine Orientierung auf den bürgerlichen Familienhaushalt. Dieser zeichnet sich im 
Verhältnis zu anderen Haushalten durch die Möglichkeit zur längeren Versorgung 
der Nachkommen im gemeinsamen Haushalt zugunsten von deren höherer (schu-
lischer) Ausbildung aus. Beruf charakterisiert in diesem Zusammenhang ein Merk-
mal sozialer Positionierung des Haushalt, welches insbesondere im bürgerlichen 
Familienhaushalt wichtig war.67

Aufbauend auf der Interpretation dieser beiden eindimensionalen Zusammen-
hänge können die in dem zweidimensionalen Raum möglichen Orientierungen dar-
gestellt werden. Die Positionen der Beobachtungseinheiten und Merkmale in die-
sem sind über die Art der Arbeit und die Art der Versorgung im Haushalt gleicher-
maßen unterschieden. Beide Dimensionen zusammen konstituieren einen Raum 
möglicher Lebensunterhalte. Anhand dieses zweidimensionalen Modells lassen 
sich Formen und Grade der Normalisierung von Lebensunterhalten ablesen. Darin 
begründet sich die ‚Berufsarbeit’ als Synthese einer Orientierung auf Beschäftigung 
und Familienhaushalt, eine in der Struktur doppelt dominante Praktik, den Lebens-
unterhalt zu bestreiten. 

Zur Beschreibung der beiden eindimensionalen Kontrast- und Variationsprin-
zipien gehe ich im Folgenden von jenen Erzählungen aus, die eine extreme Position 
innerhalb des jeweiligen Spektrums einnehmen und damit die in dem eindimen-
sionalen Zusammenhang durchgesetzte dominante beziehungsweise dominierte 
Orientierung jeweils am eindeutigsten beschreiben. In der ersten Dimension – der 
Arbeit – wird Beschäftigung, als dominante Referenz, am besten durch die Erzäh-
lung von Franz Engelmann repräsentiert. Diese nimmt in der ersten Dimension eine 
extreme Position auf der Achse ein. Im stärksten Kontrast zu Engelmanns Praktiken 
stehen in dem eindimensionalen, wichtigsten Kontext der Arbeit dominierten Prak-
tiken Hanna Konrads. Sie war in unterschiedlichen Haushalten und auf Höfen im 
Dienst und konnte keine spezifische Ausbildung absolvieren. 

Der bürgerliche Familienhaushalt  – als dominante Referenz im Kontext des 
Haushalts – wird durch die Erzählung des Beamtensohns Stieber am besten reprä-
sentiert. Dieser lebte zumeist bei seinen Eltern oder im Internat, wo er auf einen 
künftigen Beruf vorbereitet werden sollte. Zu dem (in der Schilderung Stiebers dar-
gestellten) Leben im Familienhaushalt steht die Darstellung Ernest Steinlechners in 
stärkstem Kontrast. Steinlechner wohnte in unterschiedlichen Asylen, Herbergen, 
in Untermiete und abwechselnd bei seiner Mutter oder seinem (Zieh-)Vater. 

Anhand der durch die Extrempositionen skizzierten Kontraste, im Kontext der 
Arbeit einerseits und in jenem des Haushalts andererseits, führe ich im Folgenden 
aus, wodurch sich Berufsvorstellungen und Praktiken unterschieden, wogegen diese 
jeweils durchgesetzt wurden und/oder inwieweit sich unterschiedliche Berufsvorstel-
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lungen und Praktiken (als Merkmal der Arbeit einerseits und als Merkmal sozialer 
Positionierung des Haushalts andererseits) ergänzten und gegenseitig beeinflussten.

Beruf als Distinktionsmerkmal der Arbeit (1. Dimension)

Beruf als ein Merkmal der Arbeit beschreibt eine bestimmte Weise zu arbeiten, sich 
für die Beschäftigung auszubilden und erwerbslose Zeiten zu gestalten. Im Kon-
text der öffentlichen Arbeitsmarktverwaltung waren eine abgeschlossene Lehraus-
bildung und eine entsprechende betriebliche Beschäftigung die wichtigsten Bedin-
gungen beruflicher Arbeit.68 Diese Art zu arbeiten ermöglichte im Falle des Arbeits-
platzverlustes den Bezug von Arbeitslosengeld am Amt und erlaubte damit längere 
Phasen der Erwerbslosigkeit. Gelernte Arbeiter/innen konnten sich auf das Recht, 
in eine ihren Fertigkeiten „entsprechende Tätigkeit“ vermittelt zu werden, beru-
fen. Der Beruf blieb daher besonders für gelernte Arbeiter/innen auch bei Unter-
brechung der Beschäftigung ein wichtiger Bezugspunkt,69 während ungelernte und 
angelernte Arbeiter/innen rascher nach neuen Arbeitsgelegenheiten suchen muss-
ten, die mitunter ganz andere Aufgaben vorsahen als ihre letzte Arbeitsgelegen-
heit. Die Anerkennung des Berufs durch die Verwaltung wurde so zu einer Vor-
aussetzung von Arbeitslosigkeit70 und die Möglichkeit, sich arbeitslos zu melden, zu 
einer Bedingung von Beruf als spezialisierte, dauerhafte Erwerbsarbeit. Während 
andere Unterhalte wie „Hilfsarbeiter/innenstellen“ oder „Gelegenheitsarbeiten“71 
die Arbeitslosigkeit nicht zwangsläufig beendeten, sondern von Arbeitslosen neben 
dem Bezug des Arbeitslosengeldes ausgeführt werden konnten, oder aber als vor-
übergehender Ausweg aus der Arbeitslosigkeit interpretiert wurden, bedeutete die 
Annahme einer beruflichen Beschäftigung die Beendigung der Phase der Arbeits-
losigkeit. Durch diese Differenz wurde ihr Berufsbild in der Arbeitslosigkeit erhal-
ten und konkretisiert.

Franz Engelmann beispielsweise hatte eine Lehre als Werkzeugmacher abge-
schlossen. Kurz nach der Ausbildung verlor er 1931 aus wirtschaftlichen Gründen 
seine Beschäftigung im Lehrbetrieb und bezog in der Folge Arbeitslosengeld. Als 
Arbeitsloser „keine Arbeit finden“72 zu können bedeutete für Engelmann und andere 
gelernte Arbeiter/innen in ähnlichen Positionen kein betrieblich geregeltes Beschäf-
tigungsverhältnis in dem gelernten Beruf finden zu können. Aufgrund des Ver-
ständnisses von ihrem erlernten Beruf konnten sie zwischen „beruflichen Beschäf-
tigungen“, „Hilfsarbeiterstellen“ und Arbeiten differenzieren, die sie als Arbeitslose 
ausführten, während sich Ungelernte bereits nach Aufnahme irgendeiner Gelegen-
heitsarbeit nicht mehr als arbeitslos begriffen. Durch diese Neubewertung von Gele-
genheitsarbeiten in Bezug auf das Sozialsystem73 und von Hilfsarbeiten in Diffe-
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renz zum gelernten Beruf wandelte sich das Verhältnis Arbeitsloser zum Beruf. Ihre 
Berufszugehörigkeit hatte für diese (zumindest vorübergehend) unabhängig von 
dem konkreten Lebensunterhalt, dem sie nachgingen, weiterhin Bestand. „Ich pro-
bierte es selbst und fuhr einige Tage von Betrieb zu Betrieb, konnte aber nicht ein-
mal eine Hilfsarbeiterstelle erhalten. Darauf begann ich in meiner Umgebung klei-
nere Pfuscharbeiten […,] was immer sich bot, zu suchen, um etwas Geld zu verdie-
nen“,74 schildert Engelmann seine Arbeitslosigkeit. Als er schließlich eine Hilfsarbeit 
vom Amt zugewiesen bekam, fürchtete er seine „berufliche Ausbildung zu verler-
nen. […] Also bei dieser Revolverarbeit würde ich nur so lange bleiben, bis ich eine 
andere Arbeit irgendwo im Werkzeugbau gefunden habe“,75 betont er.

Grundlage der von Engelmann getroffenen Differenzierung von unterschied-
lichen Lebensunterhalten war die durch seine Ausbildung und Praxis im Lehrbe-
trieb erworbene Berufszugehörigkeit. Als Werkzeugmacher konnte er, wie er betont, 
„drehen, fräsen, schleifen, hobeln“,76 alles, was zum Berufsbild gehörte. Diesen 
Fähigkeiten entsprechend wollte er durch das Arbeitsamt vermittelt werden, und 
über diese Fähigkeiten bewertete er seine Vermittlungsmöglichkeiten: „Es war Ende 
April beim Stempeln in der Thaliastraße. Mein Vermittler fragte mich so nebenbei, 
als ich ihm meine Karte reichte: ‚Als Werkzeugmacher müßtest du eigentlich auch 
drehen können.‘ ‚Ja freilich‘ antwortete ich […] ‚Na dann geb‘ ich dir eine Zuwei-
sung, geh‘ gleich hin, vielleicht wirst du aufgenommen!‘“77

Die Vorstellung eines spezialisierten Berufs, der durch bestimmte Kenntnisse 
ausgezeichnet war, stand in engem Zusammenhang mit einer praktischen, berufli-
chen Ausbildung wie einer Lehre. Für jene, die eine allgemeinbildende weiterfüh-
rende Schule absolvierten – ein Gymnasium oder eine Realschule –, wurde dage-
gen allgemeine Bildung zu einem wichtigen Wert, der im Kontrast zu einer kon-
kreten, spezialisierten Berufsausbildung stand. Pflichtschulabgänger/innen wiede-
rum konnten, wenn sie keine Lehre antraten, berufliche Zugehörigkeit nur durch 
Kontinuität in einem Tätigkeitsfeld herstellen, um über angelernte Tätigkeiten einen 
Beruf zu erlangen. Vielfach gelang es angelernten Arbeitskräften nicht, sich durch 
ihre Erfahrungen einen Beruf längerfristig anzueignen. Sie qualifizierten sich für die 
Arbeiten in einem bestimmten Betrieb und waren bei Verlust der Arbeitsstelle oft 
mit der Entwertung ihres fachlichen Wissens konfrontiert.

Der angelernte Sensenarbeiter Anton Krautschneider beispielsweise entwi-
ckelte, anders als andere Pflichtschulabgänger/innen, durch seine kontinuierliche 
Tätigkeit im Betrieb ein Verständnis von seiner angelernten Arbeit als einem Beruf. 
Als er seinen Arbeitsplatz verlor, konnte er sein Wissen jedoch nirgends mehr ein-
bringen und musste somit „als Hilfsarbeiter Arbeit suchen“.78 Unter anderem des-
halb ist Anton Krautschneider weniger eindeutig als Engelmann auf ein berufliches 
Beschäftigungsverhältnis orientiert.
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Andere, die niemals in einem Beschäftigungsverhältnis gestanden hatten, sahen 
ihre Arbeit eher im Gegensatz zu Berufen. Wichtiger als das Erlernen eines Berufs 
war für sie das Lernen bei der Arbeit. Während der gelernte Beruf einen spezifischen 
Ausbildungsweg vorsah, der nur von entsprechend geschulten Fachkräften vermit-
telt werden konnte, war das Lernen bei der Arbeit eher ein intuitives Annähern an 
die täglichen Arbeiten. Davon berichten beispielweise Personen, die im Haushalt 
oder am Hof mithalfen. Die Mithilfe im Haushalt wurde in diesem Sinn als eine 
Vorbereitung auf den land- oder hauswirtschaftlichen Dienst interpretiert: „Diese 
Handarbeiten, sowie die anderen Arbeiten in Haus und Hof kamen mir später alle 
zugute,“79 berichtet Hanna Konrad:

„Ich sagte mir selbst, das muß ich alles lernen. […] Omali lernte mir zuerst 
Socken stricken, dann das Spinnen mit Flachs und Schafwolle […]. Onkel 
lernte mir mit der Sense das Mähen […]. Der Heurechen hatte auch schon 
auf meine Handerl gewartet. Ich habe alle landwirtschaftlichen Arbeiten 
gelernt und hatte richtige Freude daran, daß ich mit dreizehn Jahren das alles 
schon gelernt habe.“80

Anders als Franz Engelmann spricht Hanna Konrad von ihrer Arbeit nicht als 
Beschäftigung oder Beruf, sondern von Posten und Mithilfe. Auch beschreibt sie 
Zeiten ohne Arbeit nicht als Phasen der Arbeitslosigkeit, sondern als Postenwechsel. 
Die Arbeitssuche und die Tätigkeiten, die sie bereit ist anzunehmen, beschreibt sie 
nicht. Mit den Worten: „[I]ch mußte zu diesen Herrschaften in den Dienst treten“,81 
oder „ich kam wieder zu einem Bauern“,82 beschreibt Hanna Konrad ihre Arbeits-
platzwechsel. Auch ein Verständnis für ein berufsspezifisches Arbeitslosigkeitsri-
siko, wie es sich im Kontext der öffentlichen Arbeitsmarktverwaltung durchsetzte 
und in den Schilderungen Engelmanns zum Ausdruck kommt, der betont, aus wirt-
schaftlichen Gründen entlassen worden zu sein,83 formuliert sie nicht.

Beruf als soziale Positionierung – der bürgerliche Familienhaushalt (2. Dimension)

Einen Beruf zu erlernen und kontinuierlich in ihm tätig zu sein war nicht für 
jede/n gleichermaßen leicht zu verwirklichen und erstrebenswert. Die Herkunfts-
familie, die Art der Einbindung in diese wie auch die Haushalte, in denen sie spä-
ter lebten, prägten die Art und Weise, wie sich die Protagonist/inn/en versorgten 
beziehungsweise versorgt wurden. Davon war abhängig, ob und in welcher Weise 
sie eine Berufsausbildung anstrebten. Im Weiteren war die Art des Zusammenle-
bens im Haushalt entscheidend dafür, ob und in welcher Form gelernte Arbeiter/
innen später in ihrem Beruf tätig sein konnten, denn in vielen Betrieben wurde kein 
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Wohnplatz zur Verfügung gestellt. Lohnarbeiter/innen mussten einen eigenständi-
gen Haushalt führen, in Untermiete leben oder aber als Bettgeher/innen in anderen 
Haushalten unterkommen, wenn sie einer Arbeit in einer Fabrik oder in anderen 
Betrieben nachgingen, die Kost und Logis nicht zur Verfügung stellten. Die Vari-
ation zwischen unterschiedlichen Haushalten (2. Dimension) ist fast ebenso wich-
tig, um die Gebrauchsweisen von Arbeitsämtern zu beschreiben, wie die Arbeit. In 
welcher Form die Art des Zusammenlebens in Haushalten für den Gebrauch von 
Arbeitsämtern entscheidend war, will ich zuerst am Beispiel der möglichen Ausbil-
dungswege und anschließend am Beispiel der möglichen Erwerbspositionen von 
Personen mit unterschiedlicher Ausbildung illustrieren.

Viele Ausbildungen, die nach der Pflichtschule begonnen wurden, setzten vor-
aus, dass eine Unterkunft und der Lebensunterhalt der Lernenden gesichert waren. 
Bei der Wahl der Ausbildung war daher oft die Versorgung in der Herkunftsfami-
lie84 oder durch Arbeits- und Lehrplätze mit Kost und Logis entscheidender als Fra-
gen der Berufseignung und -neigung. So berichtet beispielsweise Anton Ferganter, 
dass der Vermittler am Amt, als er dort um eine Lehrstelle nachfragte, meinte, „dass 
es für mich schwer wäre wo unterzukommen: Kein daheim, keine standesgemäß 
lebenden Eltern, keine Garderobe usw.“85 Letztlich entschieden die Notwendigkeit, 
seinen Lebensunterhalt zu erwirtschaften, und der „Zufall“ darüber, dass er Konto-
rist beziehungsweise nach dem Scheitern dieses ersten Lehrversuches Bäcker wer-
den sollte, da ihm dann eine Unterkunft geboten wurde. Wichtig war es für ihn, 
„irgendeinen Beruf “ zu erlernen oder gegebenenfalls auch irgendeine Arbeit zu fin-
den und sich durch diese erhalten zu können.86

Anders als Anton Ferganter, der eine berufliche Ausbildung klar präferierte, 
obschon es für ihn schwierig war, eine solche zu finden, wollte Maria-Luis D. nach 
der Pflichtschule „endlich was verdienen“.87 Sie schloss ihre Lehre nicht ab. Während 
Anton Ferganter betont, dass er nach Absolvierung seiner Lehre seinen „Berufs-
stand […] hochgehalten“88 hat, versuchte Maria-Luis D. ihre Situation durch Tanzar-
rangements und Schönheitswettbewerbe zu verbessern.89

Ebenso erforderten höhere Schulausbildungen die Sicherstellung der Versor-
gung. Weiter in die Schule zu gehen war ein Privileg jener, deren Elternhaus oder 
Bekannte die anfallenden Kosten übernahmen. Höhere Bildung wurde als solche zu 
einem Statussymbol bürgerlicher Familienhaushalte.90 Diese regelten die Weitergabe 
von Besitz und von Sozialprestige zwischen den Generationen.91 Über den zukünfti-
gen Beruf der Kinder wurde im Familienhaushalt vornehmlich vom Vater als jenem, 
der die materielle Versorgung der in Ausbildung stehenden Kinder zu sichern hatte, 
entschieden. Arbeitsämter oder andere öffentliche Einrichtungen sollten dafür nicht 
zu Rate gezogen werden. Godfried Stiebers Vater beispielsweise, ein höherer Bahn-
beamter,92 entschied nicht nur, dass Godfried eine gute schulische Bildung erhal-
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ten sollte, sondern auch welche: „Nach der Volksschule war es für meinen Vater gar 
keine Frage, daß ich selbstverständlich die Mittelschule besuchen mußte. Natürlich 
ein humanistisches Gymnasium, wirkliche Bildung konnte man nur dort erwerben, 
war er fest überzeugt.“93 Godfried Stieber selbst ging es bei dem zu erlernenden 
Beruf nicht vorrangig um den Erwerb, sondern um das soziale Prestige, das durch 
den Beruf lukriert werden konnte. Er wollte sich auf eine Karriere als Offizier vor-
bereiten, denn dieser Beruf schien ihm „Ehrenhaftigkeit, Anstand und gute Sitte“ zu 
verbürgen. „Die heiteren Episoden, die es ja in jeder Lebenslage gibt, von Tapferkeit 
und Heldenmut bekamen wir zu hören. Selbst Offizier zu werden war daher ein ach-
tenswertes und erstrebenswertes Ziel.“94

In vielen Haushalten wurde eine berufliche oder gar eine über die Pflicht-
schule hinaus reichende schulische Ausbildung schon deswegen nicht angestrebt, 
weil andere Erziehungstraditionen und Werthaltungen gegenüber einem Beruf vor-
herrschten. Anstatt der „Entfaltung von Anlagen und Individualität“ wurden der 
„Erwerb von (oft lokalem) Wissen und Techniken und […] das Einfügen der Kin-
der in eine bestehende Ordnung“95 erwartet. Beispielhaft dafür ist die Weitergabe 
von Wissen in bäuerlichen Haushalten. Anstelle schulischer Leistungen wurden von 
den Kindern eher Leistungen am Hof, im Betrieb der Eltern oder als Hilfe im Haus 
gefordert. Die Eltern übernahmen hier nicht die Wahl der Ausbildung, sondern sie 
lernten das Kind in ihrem eigenen Tätigkeitsfeld selbst an. Eine Vorstellung von 
Arbeit als „Berufsarbeit“, die durch eine entsprechende Ausbildung erworben wer-
den muss, setzte sich in bäuerlichen Haushalten nicht durch.

Anna Prath beispielsweise wurde von ihrer Großmutter schon als Schülerin zu 
Arbeiten am Feld eingesetzt. Sie war stolz, als vollwertige Arbeitskraft anerkannt zu 
sein und ihrer Großmutter helfen zu können: „Mein Lehrer sagte einmal zur Groß-
mutter: ‘Liebe Frau Hartl, was kann denn dieses Kind schon machen?‘ Ihre Ant-
wort war: ‚Ach, Sie wissen nicht, wie geschickt und tüchtig sie ist.‘“96 Das Arbeits- 
und Berufsberatungsamt und andere Einrichtungen waren auch in diesen Fällen als 
Hilfestellung für eine mögliche Berufswahl unbedeutend, da die Kinder auch nach 
Beendigung der Schulzeit weiter im Haushalt beziehungsweise am Hof tätig sein 
sollten.

Doch auch jene, die eine Lehre abschließen konnten, scheiterten mitunter auf-
grund instabiler Haushaltszusammenhänge an der Ausführung ihres erlernten 
Berufs. Ohne stabilen Haushalt, der eine kontinuierliche Arbeit in dem erlernten 
Beruf unterstützte, verlor die eigene Berufszugehörigkeit nicht an persönlichem 
Wert, sie musste jedoch gegenüber Einrichtungen wie dem Arbeitsamt eher ver-
teidigt werden. Ernest Steinlechner beispielsweise gelang es trotz seiner Ausbil-
dung als Kontorist nicht, einen Verdienst in seinem Beruf zu finden (beziehungs-
weise zu behalten). Er war unter anderem beim liquidierenden Militärkommando in 
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Innsbruck tätig, arbeitete in “Landschafts- und Blumengärtnereien […,] auf eigene 
Faust in Privatgärten […,] einige Zeit […] als Kontorist.“97 Vorübergehend fand er 
„bei einem Bauern in Tirol Arbeit“, war als „Handlanger beschäftigt, […,] hierauf 
in einem Torfstich, […] beim Bau des Achensee-Wasserkraftwerks […,] als Hilfs-
arbeiter.“98 Er beschreibt sich ebenso als „Kontorist“ wie als Saisonarbeiter99 und 
„Arbeitsloser“100.

Berufsarbeit als legitimste Weise, den Lebensunterhalt zu bestreiten 
(zweidimensionaler Raum) 

Im Folgenden schildere ich die im zweidimensionalen Raum durch die gemeinsame 
Wirkung von „Arbeit“ (1. Dimension) und „Haushalt“ (2. Dimension) konstituier-
ten Formen und Grade der Normalisierung von Lebensunterhalten. Der Fokus liegt 
dabei wiederum auf den Praktiken und Vorstellungen von „Beruf “.

Nur durch die Kombination eines qualifizierten, dauerhaften, betrieblich organi-
sierten Berufsarbeitsverhältnisses und des Zusammenlebens in einem stabilen Fami-
lienhaushalt konnte das Ideal von „Berufsarbeit“ – als legitimste Weise, den Lebens-
unterhalt zu bestreiten – am ehesten verwirklicht werden. Berufsarbeit beschreibt 
eine Orientierung auf die Versorgung durch ein stabiles Beschäftigungsverhältnis, 
das den Fähigkeiten, Neigungen und Eignungen der Arbeitssuchenden am besten 
entsprach. Durch das gesicherte Beschäftigungsverhältnis (dominante Orientierung 
der 1. Dimension) sollten die Protagonist/innen sich „nutzbringend in die Gemein-
schaft“101 eingliedern und damit eine dem Status des Familienhaushaltes (domi-
nante Orientierung der 2. Dimension) entsprechende soziale Position einnehmen 
können. „Berufsarbeit“ versprach als solche „ein Vorwärtskommen“102 durch soziale 
Anerkennung, Prestige und einen gesicherten Lebensunterhalt. Das Leben im Fami-
lienhaushalt war förderlich, um einen passenden Beruf ergreifen zu können und in 
einem entsprechenden Berufsarbeitsverhältnis kontinuierlich tätig zu sein. Berufs-
arbeit (als die im zweidimensionalen Raum doppelt dominante Orientierung) war 
stärker noch als andere Weisen, außerhäusliche Lohnarbeit zu betreiben, als ein 
männliches Ideal durchgesetzt. Einem außerhäuslichen Beruf nachzugehen  – das 
heißt nicht beim Arbeitgeber/der Arbeitgeberin zu leben – und durch diesen (und 
nicht etwa durch die Arbeit für und in einer Familie) Erfüllung zu finden, durch 
bedachtes, zielstrebiges Wirken eine Berufsposition zu sichern und zu behalten, galt 
als dem „Wesen des Mannes“, nicht aber dem der Frau103 entsprechend. Das bedeu-
tet jedoch nicht, dass Frauen ihren Lebensunterhalt nicht durch Berufsarbeit orga-
nisieren konnten. Es wurde jedoch zwischen Berufsarbeiten, die als „dem Wesen der 
Frau“ entsprechend galten,104 und jenen, die für Frauen als unpassend gesehen wur-
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den, differenziert. Ein Bereich, der in der Zwischenkriegszeit zunehmend als weib-
liche Berufsarbeit durchgesetzt wurde, waren Sozialberufe.105 In Sozialberufen gal-
ten beispielsweise „Gespür“ und Menschenkenntnis106 als wichtige Fähigkeiten der 
Berufsträger/innen. „Wauns das Gespür nicht haben […] so nutzt das gaunze Wis-
sen gar nichts,“107 stellte beispielsweise die Fürsorgerin Frau O. fest. 

Frau O.’s Art, ihre Arbeiten und Haushalte zu organisieren, entspricht der „Berufs-
arbeit“ – als in dem konstruierten, zweidimensionalen Raum der Gebrauchsweisen 
von Arbeitsämtern dominante Weise, den Lebensunterhalt zu bestreiten – am bes-
ten. Aus einem, wie sie erzählt, „kleinbürgerlichen“108 Milieu stammend, konnte sie 
sich trotz widriger, wirtschaftlicher Umstände nach einer kurzen Phase der Arbeits-
losigkeit „zur voll anerkannten Fürsorgerin“ hinaufarbeiten.109 Bevor sie sich in die-
sem Beruf etablierte, war sie im Sekretariat einer Schule angestellt,110 bei ihrer Mut-
ter im Miedergeschäft und in einer mit diesem kooperierenden Firma im Büro tätig. 
Diese Tätigkeiten präsentiert sie rückblickend als Vorbereitung auf den späteren 
Sozialberuf. Ihre Arbeitslosigkeit war laut Frau O. wirtschaftlich bedingt und auf 
die noch nicht gefestigte berufliche Position zurückzuführen: „Ich war der Benja-
min und der is ois erster entlassen worden.“111 Um die Phase der Arbeitslosigkeit zu 
überbrücken, griff sie selbstverständlich auf das Arbeitslosengeld zurück.

In der Struktur des konstruierten Raums doppelt dominierte Praktiken konsti-
tuieren abhängige Unterhalte in fremden Haushalten oder auf fremden Höfen, wie 
etwa Mithilfen von Kindern und Pflegekindern sowie Dienste. Obschon sich diese 
Unterhalte voneinander hinsichtlich beispielsweise der Arbeitsbedingungen stark 
unterschieden, weisen sie im Kontrast zur Berufsarbeit bestimmte Gemeinsam-
keiten auf, durch die ihnen eine dominierte Position im zweidimensionalen Raum 
zukommt. Diese Position verweist unter anderem darauf, dass abhängigen Unter-
halte besonders schwer als Beruf zu betreiben waren: Im Gegensatz zur Berufsar-
beit wurden Qualifikationen in haushaltsbezogenen Tätigkeiten oder der Landwirt-
schaft, wie vorab geschildert, oft durch die Arbeit erworben. Die gefragten Tätigkei-
ten und das geforderte Wissen waren daher weniger formalisiert als bei gelernten 
Berufen. Die Anforderungen, die beispielsweise an Dienstbotinnen und Dienstbo-
ten in verschiedenen adeligen, bürgerlichen, kleinbürgerlichen oder bäuerlichen 
Haushalten herangetragen wurden, variierten oftmals stark. Dienstbotinnen und 
Dienstboten sollten den Vorstellungen und Gewohnheiten der potenziellen Arbeit-
geber/innen, der Art des Haushalts bzw. der Hauswirtschaft sowie dem jeweiligen 
häuslichen Arbeits- und Lebensstil der Familie entsprechen.112 Im Unterschied zu 
Beschäftigungen (als Norm der Arbeit) war es bei den diversen häuslichen Diens-
ten oder Mithilfen daher erforderlich, dass sich Mithelfende oder Dienstbotinnen in 
den Lebenszusammenhang des Hauses bzw. der Hauswirtschaft integrierten.113 Die 
Mitarbeit im Haushalt oder der Hauswirtschaft wurde nicht von der in einem spe-
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zifizierten Ausbildungsweg erworbenen Qualifikation abhängig gemacht, sondern, 
besonders bei jüngeren Arbeitssuchenden, durch „persönliches Bekanntsein, durch 
Verwandte, Nachbarschaft und Klientelbeziehung“114 begründet und auf die bei vor-
angegangenen Arbeiten erworbenen Erfahrungen der Dienstsuchenden im Haus-
halt oder in der Landwirtschaft zurückgeführt. Entscheidend für die Aufnahme in 
einen Haushalt bzw. eine Hauswirtschaft waren auch der Bedarf des Haushalts an 
Arbeitskräften und dessen finanzielle Möglichkeiten.115 Sie bedingten, in welcher 
Form Kinder, Pflegekinder oder Dienstbotinnen und Dienstboten zur Arbeit her-
angezogen oder ob die Arbeitskräfte in anderen Haushalten untergebracht wurden 
beziehungsweise unterkommen mussten.116 Alter und Geschlecht der Mitglieder der 
jeweiligen Haushalte sowie saisonale Rhythmen in der Landwirtschaft waren für die 
Verteilung der Arbeiten, die jeweilige soziale Position im Haushalt und die Abgel-
tung der Arbeiten entscheidender als mögliche vertragliche Regelungen und Aus-
bildungen. Die autobiographischen Aufzeichnungen zeigen, dass ehemalige Dienst-
botinnen und Dienstboten den Dienst oftmals eher im Gegensatz zu dem von ihnen 
gewünschten Beruf thematisieren. Der häusliche Dienst wird von diesen oftmals als 
Verdienstmöglichkeit, als eine ungelernte, bestenfalls angelernte Tätigkeit beschrie-
ben. Anna Unfried betont beispielsweise, dass „Geld und Mittel“, um einen Beruf zu 
erlernen, gefehlt hätten: „Nirgends zeigte sich ein Lichtblick. Hausgehilfin werden – 
sonst nichts.“117 

Ähnlich wie Dienstbotinnen und Dienstboten waren auch andere Pflichtschul-
abgänger/innen vielfach darauf angewiesen, rasch den Lebensunterhalt in einer 
Lehre118 oder durch angelernte und ungelernte Fabrikarbeiten und Tagelohnar-
beiten zu erwirtschaften. Im Vergleich zu abhängigen Unterhalten in Haushalten 
oder Hauswirtschaften boten diese Arbeiten jedoch oftmals eher die Möglichkeit, 
im Falle des Arbeitsplatzverlustes auf erwerbsbezogene Unterstützungen zurück-
zugreifen. Besonders für jene wie Ernest Steinlechner, die keine Unterstützung 
durch einen stabilen Familienhaushalt erfuhren, jedoch unselbständige Beschäfti-
gungen anderen, weniger formalisierten Arbeiten vorzogen und diese ausführten, 
wurden berufs- und erwerbsbezogene Unterstützungen durch Gesellenvereinigun-
gen, Gewerkschaften,119 Innungen oder Arbeitsämter wichtig. Während berufsbezo-
gene Vereinigungen Arbeitslose jedoch in der Berufszugehörigkeit bestärken konn-
ten und den Beruf zu einer wichtigen Quelle sozialer Identität120 machten, geschah 
dies von Seiten öffentlicher Arbeitsämter weniger deutlich. Finanzielle Unterstüt-
zungen wurden von diesen nach anderen Kriterien gewährt. Die Berufszugehörig-
keit wurde bei Vermittlungen nur so lange berücksichtigt, als der Status als Arbeits-
losengeldbezieher/in nicht durch länger anhaltende Phasen der Arbeitslosigkeit in 
Frage gestellt war.121 Gelernte Arbeiter/innen (Facharbeiter/innen) waren bei länger 
anhaltender Arbeitslosigkeit damit konfrontiert, ihrer Ausbildung und ihrem Beruf 
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nicht entsprechende Arbeiten übernehmen zu müssen. Das Amt stellte dann ihre 
(ehemalige) Berufszugehörigkeit in Abrede, konnte sie zur Annahme jeder Arbeit 
verpflichten und drohte im Fall der Ablehnung einer angebotenen Arbeit mit dem 
Entzug der Unterstützung. Johann Malicky berichtet beispielsweise, dass er vom 
Schalterbeamten gefragt wurde, „wozu ich denn immer noch stempeln gehe, ich 
werde nie wieder in meinem Beruf Arbeit bekommen. Da ich bereits ein Jahr nicht 
mehr in meinem Beruf gearbeitet habe gelte ich […] nicht mehr als berufszugehörig 
und habe keinen Anspruch auf Unterstützung und Vermittlung.“122 Malickys Hoff-
nung, durch Kooperation mit dem Arbeitsamt auch nach Ende des Unterstützungs-
bezugs als berufszugehöriger Arbeitsloser anerkannt zu werden, wurde enttäuscht. 
Die öffentliche Unterstützungspraxis bestärkte Arbeitslose mithin nicht nur in ihrer 
Berufsarbeit – wie dies für Frau O. gelten kann –, sondern stellte deren Berufszuge-
hörigkeit teils auch in Frage. 

Arbeitgeber/innen nutzten das Arbeitslosengeld zum Teil auch, um die Kos-
ten von Absatzproblemen und daraus folgenden schwankenden Arbeitskräftebe-
darf durch alternierende Entlassungen und Wiedereinstellungen der Belegschaft auf 
die Versicherung abzuwälzen.123 Der Betrieb konnte so auf seine angelernten und 
gelernten Arbeitskräfte in jenen Zeiten, in denen sie gebraucht wurden, zurückgrei-
fen. Ansonsten bezogen sie Arbeitslosengelder. Damit veränderte die Möglichkeit 
zum Bezug des Arbeitslosengeldes nicht nur die Wahrnehmung erwerbsloser Zei-
ten, sondern beeinflusste potenziell auch die Einstellungspolitik von Betrieben.

Entsprechendes berichtet die in einer Schuhfabrik tätige Hilfsarbeiterin A. L.124 
Auch Alois Schönthaler konnte aufgrund der Arbeitslosenversicherung von seinem 
früheren Arbeitgeber als Arbeitsloser in geringerem Stundenausmaß „schwarz“ 
weiterbeschäftigt werden. Seine reguläre berufliche Beschäftigung wurde aufgrund 
der Möglichkeit, Arbeitslosengeld zu beziehen, zu einem illegalen Zuverdienst:

„Das Fräulein Rudi, die junge Chefin, kam zu mir und sagte: ‚Herr Schöntha-
ler, Sie sehen selbst, daß wir nicht mehr die ganze Woche Arbeit haben. Ich 
gebe Ihnen den Rat, holen Sie sich die Arbeitslosenunterstützung. Einen oder 
zwei Tage arbeiten Sie bei uns, dadurch haben sie wieder gleich viel Geld.‘ 
Diesen Vorschlag habe ich angenommen.“125

Im absoluten Gegensatz zu Arbeitslosen, die wegen unterschiedlicher Erwerbs- und 
Haushaltskombinationen auf die Unterstützung durch das Arbeitsamt angewiesen 
waren, steht der Lebensunterhalt jener, die zum Beispiel durch weitere Ausbildun-
gen oder durch einen stabilen selbständigen Erwerb Alternativen zum Arbeitslo-
sengeldbezug entwickeln konnten. Diese mieden das Arbeitsamt und erwerbs- 
oder berufsbezogene Unterstützungen. Die Versorgung sollte vollständig durch den 
Familienhaushalt und den über diesen lukrierten Status gewährleistet sein. Durch 
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die Investition in höhere Ausbildungen (meist schulischer Art) konnten der Status 
des Familienhaushalts und der eigene Status hergestellt und gesichert werden. 

Zusammenfassung

Die Ausführungen haben gezeigt, dass Berufsarbeit für Arbeitssuchende und 
Erwerbslose – als die in dem zweidimensionalen Raum der Lebensunterhalte domi-
nante Referenz – mit unterschiedlichen Vorstellungen und Funktionen verknüpft 
war. Die Registrierung beim öffentlichen Arbeitsamt war für Arbeitslose, die eine 
berufliche Beschäftigung (1. Dimension) anstrebten, eine positive Referenz, die 
zur Herausbildung eines spezifischen Berufsverständnisses beitrug. Die Arbeits- 
und Berufssuche über öffentliche Einrichtungen war, als ein Merkmal fehlender 
(oder nicht in Anspruch genommener) Versorgung durch den Familienhaushalt (2. 
Dimension), jedoch eher die sekundäre Wahl. Arbeitsämter hatten in den beiden 
Kontexten (der Arbeit einerseits und des Haushalts andererseits) auf die Vorstellun-
gen und Praktiken von Beruf mithin eine unterschiedliche Wirkung.

Beruf war als eine mögliche Form der Arbeit (1. Dimension) eng mit dauer-
haften, versicherungspflichtigen Arbeitsverhältnissen assoziiert. Der Beruf konsti-
tuiert mithin eine dominante Norm der Arbeit. Im Verhältnis zu den beruflichen 
Arbeiten differenzierten Arbeitslose Hilfsarbeiten und Gelegenheitsarbeiten, die sie 
während des Bezugs des Arbeitslosengeldes mitunter verrichteten. Wie ausgeführt 
wurde, waren daher insbesondere Hausarbeiten und landwirtschaftliche Arbeiten, 
in denen es zunächst weder eine Versicherungspflicht126 noch eine beruflich struk-
turierte Ausbildung durch entsprechend geschulte Personen gab, im Kontext der 
Arbeit beruflich strukturierten Beschäftigungen entgegengesetzt.

Der Familienhaushalt wiederum sollte zwar nicht die beruflichen Eignungen 
und Neigungen von Berufsanwärter/innen festlegen, jedoch die Bedingungen dafür 
schaffen, dass diese eine passende Ausbildung erhalten konnten, und, neben ande-
ren Erziehungsinstanzen, ihnen den Wert einer kontinuierlichen Erwerbsarbeit ver-
mitteln.127 Dort, wo kein stabiler Familienhaushalt vorhanden war oder nicht ent-
sprechend genutzt wurde, sollte die öffentliche Arbeitsmarktverwaltung Beschäftig-
ten Orientierung und finanzielle Hilfe bieten. Sie hatte in diesem Fall auch mehr 
Kompetenzen, den Beruf der Arbeitssuchenden zu bewerten und war damit auch 
für deren Berufsverständnis und die gesuchten Arbeiten normgebend. Wo, wie im 
Falle von Hausgehilfinnen, weder ein Beschäftigungsverhältnis noch ein stabiler 
Familienhaushalt verwirklicht wurde, setzte sich dagegen auch kein klares Verständ-
nis von Berufen durch.
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